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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Stresstest am Ende des ersten 
Koalitionsjahres 

Vor einem Jahr, am 11. Mai 2010, wurde 

die erste britische Koalitionsregierung seit 

60 Jahren besiegelt.  Die Lokalwahlen in 

England und Wales, die Regionalwahlen in 

Schottland, Wales und Nordirland, sowie 

das Referendum über ein neues Wahlsys-

tem im Vereinigten Königreich gaben den 

Wählern die Möglichkeit, eine erste Zwi-

schenbilanz zu ziehen. 

Es begann wie ein Sommernachtstraum. Die 

beiden Vorsitzenden der Konservativen und 

Liberaldemokratischen Partei, David Came-

ron und Nick Clegg, stellten sich im Rosen-

garten von Downing Street den erstaunten 

Journalisten, um ihnen ihre Vereinbarungen, 

die sie in nur fünf Tagen für eine Koalitions-

regierung entwickelt hatten, zu präsentie-

ren. Nicht nur, dass dies für Parteien, die es 

nicht gewohnt sind, Koalitionen zu bilden, 

ein unglaubliches Tempo war, überraschte. 

Bis zu diesem Zeitpunkt konnte man sich 

nur schwer vorstellen, dass diese beiden 

Parteien zusammengehen würden. Für viele 

Briten steht die Konservative Partei trotz 

der Reformbemühungen ihres Vorsitzenden 

für den marktliberalen Thatcherismus. Der 

Großteil der Liberaldemokratischen Partei 

wird demgegenüber links von Labour ange-

siedelt. Man durfte also von Beginn davon 

ausgehen, dass die Koalition erhebliche 

Spannungen auszuhalten haben wird. 

Vor diesem Hintergrund ist es umso er-

staunlicher, dass sich die Koalitionäre eine 

so ambitionierte Agenda verordnet haben. 

In dem zurückliegenden Jahr gab es kein 

Ressort ohne ein umfassendes Reformpro-

jekt. Oberste Priorität hat dabei der Schul-

denabbau, ohne die Wirtschaftserholung ab-

zuwürgen. Eine der ersten Amtshandlung 

des Finanzministers Georg Osborne war die 

Vorlage eines umfassenden Sparpakets, das 

im Durchschnitt 25 Prozent Einsparungen 

von jedem Ministerium innerhalb der nächs-

ten vier Jahre vorsah, mit Ausnahme des 

Verteidigungs- und Entwicklungshilfebud-

gets, sowie der NHS, dem britischen Ge-

sundheitssystem. Was aber nicht bedeutet, 

dass nicht auch dort Einsparungen und Re-

formen in Angriff genommen werden müs-

sen. 

Der anpackende Start wurde von der Bevöl-

kerung mitgetragen. Es war jedem klar, 

dass sich etwas ändern muss, nicht ohne 

Grund wurde die Regierung Brown abge-

wählt. Aber erst jetzt, ein Jahr später, ent-

falten die Sparmaßnahmen erste Wirkung 

und die Akzeptanz für diese innerhalb der 

Bevölkerung schwindet. 

Liberale unter Druck  

Besonders deutlich bekommt dies der klei-

nere Koalitionspartner zu spüren. Die Zu-

stimmung für die Liberalen hat sich inner-

halb des zurückliegenden Jahres halbiert, 

von 23 auf 11 Prozent (Schwankungen bei 

den Umfrageinstituten mal außen vor gelas-

sen). Hierbei kommt die Unerfahrenheit mit 

Koalitionsregierungen zum Ausdruck - auf 

Seiten der Parteien ebenso wie auf Seiten 

der Bevölkerung. Die Liberalen haben im 

Wahlkampf starke Versprechungen ge-

macht, die in einer Koalitionsregierung in 

dieser Konstellation nicht zu halten waren. 

Und die Wähler haben die Erwartung, dass 

Wahlprogramme nahezu 1:1 in Regierungs-

programme umgewandelt werden. Das ist 

aber nicht möglich, wenn aus zwei ver-

schiedenen Wahlprogrammen ein Regie-

rungsprogramm entwickelt werden muss. 

Wie viel Sprengstoff in dieser Binsenweis-

heit liegt, zeigte sich besonders bei der Fra-

ge der Erhöhung der Studiengebühren. 

Die Liberalen versprachen, jede Art von Er-

höhung der Studiengebühren abzulehnen. 

Viele der Kandidaten für das Unterhaus ga-
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ben dieses Versprechen ihren Wählern 

schriftlich. Vielleicht waren sie davon aus-

gegangen, sie würden eh nicht in die Verle-

genheit kommen, dieses Versprechen um-

setzen zu müssen. Für den unwahrscheinli-

chen Fall einer Regierungsbeteiligung, wür-

den sie wahrscheinlich mit Labour regieren 

und somit wäre eine Studiengebührenerhö-

hung unwahrscheinlich. Soweit zur Wahr-

scheinlichkeitsrechnung. Es kam anders, die 

Regierung erhöhte die Studiengebühren um 

das Dreifache. Der Zorn der Studenten ging 

vor allem auf die Liberalen nieder. Die zum 

Teil gewalttätigen Demonstrationen der 

Studenten schafften es in die ausländische 

Presse. 

Wahlen am 5. Mai - Stresstest 

Den richtigen Stresstest für die Regierung 

bot der 5. Mai 2011. Es fanden Lokal- und 

Regionalwahlen statt, sowie ein Referendum 

über das britische Wahlsystem statt. Lokal-

wahlen, die in jedem Jahr in irgendeinem 

Ort stattfinden, sind nicht unbedingt auf die 

nationale Ebene übertrag bar. In diesem 

Fall fanden allerdings Wahlen in so vielen 

Städten und Gemeinden statt, dass sie 

durchaus repräsentativ sind. 13 Millionen 

Wahlberechtigte in England waren zur Wahl 

aufgefordert. 

Stadt- und Gemeinderäte (Councillors) sind 

für die Parteien in Großbritannien sehr wich-

tig. Sie bilden das Rückgrat der Parteien, 

unterstützen ein flächendeckendes Netz an 

Parteipräsenz und sind zudem recht lukra-

tiv. Vor diesem Hintergrund ist es für die 

Liberalen sehr schmerzlich, rund 748 Coun-

cillors verloren zu haben. Die Meinungsum-

fragen haben sich damit bestätigt. 

In gleicher Weise konnte Labour Zugewinne 

machen, fast 900 Councillors mehr und ha-

ben damit die Vorhersage von 1000 mehr 

Sitzen fast erreicht.  

Aber auch die Konservativen konnten Ge-

winne machen, anders als erwartet. Das 

könnte den Eindruck erwecken, dass sie 

halbwegs unbeschadet durch das erste Koa-

litionsjahr gekommen sind. Auch in den Um-

fragen stehen die Tories nicht schlechter da, 

als vor einem Jahr. Sie hatten schon in ih-

rem Wahlkampf angekündigt, dass das Land 

Reformen braucht, vor allem das Defizit re-

duzieren muss und dass dies nicht einfach 

sein wird. Damit waren die Konservativen 

auf einem wichtigen Politikfeld in einer Posi-

tion, wo sie sich nicht korrigieren mussten. 

Sie haben viel mehr die Erwartungen erfüllt, 

die sie geweckt hatten - auch wenn das 

nicht gerade gern gehörte Ankündigungen 

waren. Es gibt aber ein Feld, auf dem Ver-

sprechungen gemacht wurden, wo noch 

nicht klar ist, ob diese gehalten werden 

können. Es war Cameron persönlich, der die 

NHS, das staatliche Gesundheitssystem, für 

sakrosankt erklärt hat – obwohl es teuer 

und eher uneffektiv ist. Die Vorschläge des 

Gesundheitsministers zur Reform der NHS 

rufen deshalb derzeit einige Unruhe hervor.  

Aber es hat den Anschein, dass sie ange-

sichts des Wahlergebnisses für die Liberalen 

noch einmal überdacht werden. Denn diese 

haben nach dem Wahldebakel deutlich ge-

macht, sie werden sich künftig in der Koali-

tion entschiedener abheben. Ein Feld, das 

sie für sich auserkoren haben, ist die NHS. 

Referendum über AV 

Das eigentliche Politikfeld der Liberalen 

aber, auf dem sie sich profilieren wollten 

und mit dem sie stark in den Wahlkampf 

gezogen  sind, ist die Reform des politi-

schen Systems. Es ginge ihnen darum, nach 

dem großen Skandal um die Spesenabrech-

nungen der Abgeordneten wieder Vertrauen 

in die Politik herzustellen. Kern der politi-

schen Reform sei ein neues Wahlsystem. 

Ein gewisser Eigennutz ist dabei nicht zu 

übersehen, denn das bestehende Mehr-

heitswahlrecht benachteiligt die Liberalen 

überproportional. Bei 23 Prozent in den letz-

ten Parlamentswahlen gewannen die Libera-

len nur 57 Sitze im Unterhaus, Labour ge-

wann mit nur 6 Prozent mehr 258.  

Die Einführung eines Verhältniswahlrechts 

war mit den Konservativen nicht verhandel-

bar, aber die Liberalen konnten die Zusage 

für ein Referendum über die Einführung ei-

nes Präferenzwahlsystems in den Koaliti-

onsvertrag hinein verhandeln. Das war eine 

Konzession der Tories, um die Liberalen in 

die Regierung zu bringen - aber sie bedun-

gen sich aus, dass sie getrennt in die Kam-
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pagne des Referendums marschieren durf-

ten. 

Möglicherweise war es das, was den Tories 

bei den Wahlen geholfen hatte. Das vorge-

schlagene neue Wahlsystem war nicht zu 

verkaufen. Das System der so genannten 

Alternativ Vote (AV) ist kompliziert zu erläu-

tern. Die Wahlkommission musste eine klei-

ne Broschüre anfertigen, die jedem Haus-

halt vor der Abstimmung in den Briefkasten 

geworfen wurde. Aber wer vertieft sich 

schon in fünf Seiten administrativer Erläute-

rung. Es wirkt nicht sehr gerecht, weil 

Stimmen für Splitterparteien mehrmals ge-

zählt werden. Nur wenige überhaupt haben 

sich für das Thema interessiert. Und zu gu-

ter Letzt hat wohl mancher gedacht, dass er 

mit einer Nein-Stimme die Liberalen beson-

ders bestrafen kann. Und somit schnellte 

die Unterstützung für eine Ablehnung von 

AV in den letzten zwei Monaten zusehends 

nach oben. Die Abstimmung vom 5. Mai en-

dete mit einem klaren Ergebnis zugunsten 

des bestehenden Mehrheitswahlrechts von 

67,2 zu 32,2 Prozent. 

Im Nachgang stellte es sich als ein Nachteil 

heraus, das Referendum schon gleich nach 

einem Jahr, für neue Regierungen grund-

sätzlich eine schwierige Zeit, durchführen zu 

wollen. Und auch die Kopplung an die Lo-

kalwahlen hat den Liberalen geschadet - so 

wie sie den Konservativen genutzt hat. 

Sieg der SNP in Schottland 

Alexander Salmond, der Spitzenkandidat 

der Schottischen Nationalisten (SNP) und 

erster Minister Schottlands, mag davon ler-

nen. Er und seine Parteien waren wohl der 

eigentliche Gewinner der Wahlentscheidun-

gen am 5. Mai. Unerwartet konnten sie eine 

absolute Mehrheit bei den Regionalwahlen 

zum schottischen Parlament gewinnen. Die 

SNP kündigt seit Jahren an, dass sie ein Re-

ferendum über die Unabhängigkeit Schott-

lands herbeiführen wird, sobald sie dafür die 

Möglichkeit hat. Die ist nun gegeben. Aber 

die ersten Einlassungen seitens Salmond 

zeigen deutliche Zurückhaltung. Das Refe-

rendum käme erst zum Ende dieser Legisla-

tur und man wolle die anderen Parteien 

konsultieren. Es sieht auch derzeit nicht so 

aus, als hätte so ein Referendum Chance 

auf Erfolg. Die Umfragen sprechen von über 

50 Prozent der Schotten, die gegen eine 

Unabhängigkeit sind. Die Wähler scheinen 

sich aber von der SNP eine stärkere Vertre-

tung gegenüber Westminister zu verspre-

chen, als von den anderen Parteien. 

Wem das vor allem zu denken geben sollte, 

ist Labour. Sie war traditionell stark in 

Schottland. Über die Jahre ist ihre Vor-

machtstellung mehr und mehr geschmolzen. 

Das ist insofern für die Partei problematisch, 

als dass sie in England bis auf London kaum 

eine Machtbasis hat. Wenn sie nun auch in 

den Regionen an Kraft verliert, kann sich 

das bei den nächsten Parlamentswahlen für 

das Unterhaus sehr negativ auswirken. Im-

merhin ist sie in Wales noch gut aufgestellt. 

Dort hat sie bei den Regionalwahlen die ab-

solute Mehrheit nur knapp verfehlt. 

In Nordirland gewannen wie beim letzten 

Mal die protestantischen Unionisten, die mit 

der katholischen Sin Fein eine Koalitionsre-

gierung bildet. Die traditionellen Parteien 

aus Großbritannien spielen dort nur eine 

untergeordnete Rolle. 

Ausblick 

In der Summe dieser Wahlergebnisse wird 

sich kaum etwas in der Regierungsarbeit 

verändern. Beide Koalitionsparteien können 

eine vorgezogene Parlamentswahl nicht ge-

brauchen - für die Liberalen wäre das töd-

lich, für die Konservativen zu unsicher. Der 

Führung der beiden Parteien ist das Bemü-

hen, diese Koalition weiterzuführen deutlich 

anzumerken. Gern würde Cameron seinem 

Counterpart, Nick Clegg, unter die Arme 

greifen. Genau das könnte kontraproduktiv 

sein. Die Mitglieder der Liberalen wollen von 

Clegg mehr Führung, mehr Widerstand ge-

gen die Tories sehen. Hilfestellungen wür-

den ihn vor diesem Hintergrund schwächer 

erscheinen lassen. Es kann deshalb erwartet 

werden, dass die Regierung eher engagier-

ter die Reformthemen aufgreift und die in-

ternen Streitigkeiten zunehmen. Zumindest 

bis zum Parteitag der Liberalen Mitte Sep-

tember. Dann wird man sehen, wie die Mit-

glieder der Liberaldemokraten die Arbeit ih-

rer Parteiführung bewerten. 
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